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HINWEISE

Wasserversorgung

1. Die Wasserversorgung erfolgt durch die Gemeinde Heek

Trinkwasser

Sollte im Plangebiet eine Wasserversorgungsanlage im Sinne des § 3 Nr. 2 Trinkwasserverordnung

(TrinkV) errichtet oder erstmalig oder wieder in Betrieb genommen werden oder soll sie in ihren

wasserführenden Teilen baulich oder betriebstechnisch so verändert werden, dass dies auf die

Beschaffenheit des Wassers für den menschlichen Gebrauch Auswirkungen haben kann oder geht das

Eigentum oder Nutzungsrecht an einer Wasserversorgungsanlage an eine andere Person über, so haben

der Unternehmer oder sonstige Inhaber dieser Wasserversorgungsanlage dies dem Fachbereich

Gesundheit des Kreises Borken spätestens 4 Wochen vor Inbetriebnahme anzuzeigen (§ 3 Abs. 1 Satz 1

TrinkV).

Im direkten Umkreis des Plangebietes befinden sich genutzte Eigenwasserversorgungsanlagen. Durch

die erforderlichen Baumaßnahmen und die Umnutzung darf die Trinkwasserqualität nicht beeinträchtigt

werden. Dies gilt auch für das Wasserwerk Heek der Stadtwerke Ahaus GmbH.

Löschwasser

 Die Löschwasserversorgung für das Gebiet ist durch die öffentliche Sammelwasserversorgung sowie

durch den Einbau eines Unterflurlöschwasserbehälters mit einem Volumen von 80 m³ im Bereich der

Straße Gleisweg sichergestellt. Eingebaute Unterflurhydranten sind gern. DIN 4066 - Hinweisschilder für

den Brandschutz - zu kennzeichnen.

Denkmalschutz und Denkmalpflege

2. 
Bei dem Änderungsbereich handelt es sich um einen reaktivierten Altstandort der ehemaligen Möbelfabrik

Hülsta. Im Plangebiet ist keine denkmalwürdige Bausubstanz vorhanden. Bodendenkmale werden nicht

vermutet. Sollten dennoch Bodendenkmale (kulturgeschichtliche Bodenfunde z. B. Mauerwerk,

Einzelfunde oder Veränderungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit) entdeckt werden, so ist das der

Gemeinde Heek oder dem Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Archäologie für Westfalen, Außenstelle

Münster, unverzüglich anzuzeigen und die Entdeckungsstätte mindestens 3 Werktage in unverändertem

Zustand zu erhalten (§§ 15 und 16 DSchG). Da bei Erdarbeiten auch paläontologische Bodendenkmäler in

Form von Fossilien (versteinerte Überreste von Pflanzen und Tieren) aus der oberen Pleistozän

(Niederterrassen aus der Weichsel- Kaltzeit) angetroffen werden können, sind/ ist

        1. erste Erdbewegungen rechtzeitig (ca. 14 Tage vor Beginn) der LWL- Archäologie für Westfalen, An den

  Speichern 7, 48157 Münster und dem LWL- Museum für Naturkunde, Referat Paläontologie,

            Sentruper Straße 258, 48161 Münster schriftlich mitzuteilen.

        2. der LWL- Archäologie für Westfalen oder ihren Beauftragten das Betreten des betroffenen Grundstücks

 zu gestatten, um ggf. archäologische und/oder paläontologische Untersuchungen

           durchführen zu können (§ 28 DSchG NRW). Die dafür benötigten Flächen sind für die Dauer der

           Untersuchung freizuhalten.

Abwasserbeseitigung

3. Die Abwasserbeseitigung erfolgt durch die Gemeinde Heek. Der Grundwasserschutz wird

entsprechend des Runderlasses des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und

Verbraucherschutz vom 26.05.2004 sichergestellt.

Niederschlagswasser

Das anfallende Niederschlagwasser wird in einem unmittelbar westlich des Plangebiets liegenden

Regenrückhaltebecken zurückgehalten, von dort anschließend gedrosselt dem Strothbach zugeführt.

Die örtlichen geologischen Umstände lassen eine Versickerung vor Ort nicht zu.

Schmutzwasser

Das Schmutzwasser wird im Trennverfahren der Kläranlage in Wichum zugeführt. Für das auf den

Grundstücken anfallende Schmutzwasser besteht grundsätzlich Anschluss- und Benutzungszwang.

Grundwasser

4. Bei der Nutzung von Erdwärmesystemen ist dem Schutz des Grundwassers Rechnung zu tragen

beispielsweise durch die Verwendung von Salzsole anstatt von Glykolen. Schon bei der Planung der

Anlagen ist die Untere Wasserbehörde des Kreises Borken zu beteiligen.

Energieversorgung

5. Die Stromversorgung und Gasversorgung wird durch die Westnetz gewährleistet.

Fernmeldetechnische Versorgung

6. Die fernmeldetechnische Versorgung erfolgt durch die Telekom Deutschland GmbH oder einen

alternativen Anbieter.

Altlasten

7. Aufgrund der industriellen Vergangenheit des Standorts als Produktionsstandort und aufgrund des

Gebäudealters waren im Plangebiet Altlasten vorhanden, die jedoch mit der Beräumung des

Grundstückes saniert wurden. Die Fläche wird im Altlastenaktaster des Kreises Borken unter

folgendem Status geführt: AZ 665101_06 0025 Ehemalige Möbelfabrik Hülsta

Der alte Gewerbestandort wurde vor diesem Änderungsverfahren aufwändig saniert. Die Gebäude wurden

abgerissen und die Flächen gereinigt. Es sind keine weiteren Bodenbelastungen vorgefunden worden. Mit

Abschluss der Abbrucharbeiten wird ein Abschlussbericht über die Sanierungsarbeiten durch ein

sachkundiges Büro erarbeitet.

Für den Planbereich oder direkt angrenzend sind somit keine Bodenbelastungen und keine

Verdachtsflächen im Sinne des Altlastenerlasses bekannt.

Klimaschutz

8. Städtebauliche Entwicklungen sollen entsprechend §1 Abs.5 BauGB vorrangig durch Maßnahmen der

Innenentwicklung erfolgen. Die entsprechenden Bauleitplanverfahren „sollen dazu beitragen eine

menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln

sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung [...] zu fördern.“ Durch die Änderung des

Bebauungsplanes wird ein alter Gewerbestandort reaktiviert und die Innenentwicklung der Gemeinde

Heek gefördert. Die Ausweisung anderer Gewerbegebietsflächen wird somit nicht erforderlich. Somit wird

ein Beitrag im Sinne des Umweltschutzes vor dem Hintergrund des sparsamen Umgangs mit Grund und

Boden gem. § 1a BauGB geleistet. Gleichzeitig steht diese Planung auch im Hinblick auf eine

Nachverdichtung in einem Bereich mit bestehenden Siedlungsstrukturen in Einklang mit den

Klimaschutzzielen. Es kann weitgehend auf die bestehenden Erschließungsanlagen zurückgegriffen

werden. Öffentliche und private Versorgungseinrichtungen sowie auch innerörtliche Arbeitsplätze sind gut

zu Fuß oder mit dem Fahrrad zu erreichen. Das Verkehrsaufkommen und damit auch der dadurch

verursachte CO2- Ausstoß können dadurch reduziert werden. Die Bauleitplanung steht der Nutzung

regenerativer Energien oder effizienter Energieformen zum Heizen von Gebäuden nicht entgegen. Eine

gute Durchgrünung sowie Dach- und/oder Fassadenbegrünungen sind grundsätzlich möglich. Das

Planverfahren wird auf der Grundlage des § 13 a BauGB durchgeführt.

Natur- und Landschaftsschutz

9. Entlang der K 45 befindet sich eine gemäß § 29 Bundesnaturschutzgesetz und § 41 

Landesnaturschutzgesetz geschützte Allee. Die Bäume einschließlich ihres Wurzel-/Kronentraufbereichs

dürfen auch z. B. bei Bauarbeiten (Baustellenzufahrten), Leitungsverlegungen und 

Grundwasserabsenkungen nicht beschädigt oder beeinträchtigt werden.

Zum Schutz der Fledermäuse und europäischen Vogelarten nach § 44 Abs. 1 BNatSchG sind

Gehölzarbeiten nur in der Zeit von Anfang Oktober bis Ende Februar zulässig. Schonende Form- und

Pflegeschnitte sind von dieser Beschränkung ausgenommen.

Gemeinde Heek

Bebauungsplan Nr. 22

"Stroot" - 2. Änderung

zugleich 1. Änderung Nr. 64-3 "Gabelpunkt Teil 3"

Gemarkung: Heek

Flur: 35

Maßstab: 1 : 1000

Planung: Gemeinde Heek

 Fachbereich IV - Planen, Bauen und Verkehr

Bahnhofstraße 60

48619 Heek

Telefon: (02568) 9300-0

Telefax: (02568) 9300-38

Lage des Änderungsbereiches

GE II

0,8

OKG 8,00 m

GE III

0,8

OKG 8,00 m

N

Verfahrensstand: Satzungsbeschluss (§ 10 (1) BauGB)

GE IV

0,8

OKG 8,00 m

FD

PD max. 5 - 10°

FD

PD max. 5 - 10°

SD max. 0 - 25°

FD

PD max. 5 - 10°

SD max. 0 - 25°

Gewerbegebiet GE (§ 8 BauNVO)

Zulässig sind im Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO folgende Nutzungen:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,

2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,

3. Sonstige Gewerbebetriebe

4. Anlagen für sportliche Zwecke.

1.

Festsetzungen (§ 9 (1), (1a), (2), (3), (4) und (7) BauGB)

Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und §§ 1 bis 14 BauNVO).

TEXT

Weitere nach § 8 Bau NVO ausnahmsweise zulässige Wohnungen für Aufsichts- und

Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb

zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, sind nur innerhalb

des gewerblichen Baukörpers zulässig. Die Errichtung der vorgenannten Wohnung ist nicht als

Solitärgebäude zulässig.

Weitere nach § 8 Bau NVO allgemein zulässige und ausnahmsweise zulässige Nutzungen werden nach

§ 1 Absatz 5 Bau NVO aufgrund der Nähe zur zentralen Ortslage und der historischen

Schniewind´schen Fabrik ausgeschlossen (Vergnügungsstätten, Bordelle, Sexshops).

Des Weiteren werden zum Schutz der südlich angrenzenden Wassergewinnungsanlage der Stadtwerke

Ahaus Tankstellen nach § 1 Abs. 5 Bau NVO ausgeschlossen.

Die Ansiedlung von großflächigem Einzelhandel (§ 11 Abs. 3 Bau NVO) und Einzelhandel mit

nahversorgungsrelevantem sowie Zentren relevantem Sortiment sind an diesem Standort nicht

gewünscht und nicht zulässig. Das nahversorgungsrelevante und Zentren relevante Sortiment geht aus

der Anlage 1 (Einzelhandelskonzept der Gemeinde Heek vom September 2006) hervor.

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und §§ 16 bis 21a BauNVO
)

Grundflächenzahl

Für das Maß der baulichen Nutzung gelten folgende Festsetzungen:

Baugebiet GRZ  

    GE I  0,8

   

 

 

    GE II  0,8

   

 

 

    GE III  0,8

   

 

 

    GE IV  0,8

   

 

Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO)

      

1) Oberer Bezugspunkt

für die Berechnung

- der Firsthöhe (FH) ist die obere Dachkante

- der Traufhöhe (TH) ist die Höhenlage Schnittlinie der Außenwand mit der Dachhaut

- der Oberkante Gebäude (OKG) ist die obere Dachkante

2)Unterer Bezugspunkt

für die Ermittlung der Höhe baulicher Anlagen ist die Straßenoberfläche der Erschließungsstraße.

Bei geneigter Straßenoberfläche ist die im Mittel gemessene Höhe maßgebend.

Baugebiet

GE I-IV OKG 8,00 m

Die Festsetzungen gelten als Höchstmaß. Neubauten sollten sich gestalterisch dem historischen

standortgeprägten Gebäude unterordnen.

2.

3.

Bauweise (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und § 22 BauNVO
  

 

Im gesamten GE-Gebiet ist eine abweichende Bauweise festgesetzt (§ 22 Abs. 4 BauNVO)

Die nach § 22 Abs. 2 BauNVO zulässige Länge darf überschritten werden, wenn die Überschreitung

aus betrieblichen Gründen erforderlich ist. Die Abstandsvorschriften des § 6 BauO NW bleiben 

unberührt.

4.

Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen

(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)
     

 

Überbaubare Grundstücksflächen sind die Teile der Baugrundstücke, innerhalb denen bauliche

Anlagen im Rahmen des festgesetzten Maßes der baulichen Nutzung errichtet werden dürfen. Sie sind

im Bebauungsplan durch die Festsetzung von Baulinien bzw. Baugrenzen bestimmt (§ 23 Abs. 1

Altern. 3 BauNVO).

Ein geringfügiges Hervortreten von Bauteilen bis zu einer Tiefe von max. 15 cm ist als

Schmuckelement im Bereich der Baulinien und Baugrenzen zulässig.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 (4) BauGB und § 86 (4) BauO NW)

      

Dächer (§ 86 (1) Nr. 1 BauO NW)

Folgende Festsetzungen gelten für das Gewerbegebiet:

Baugebiet Dachform Dachneigung

GE I-II FD

PD max. 5 - 10°

GE III-IV FD

PD max. 0 - 10°

SD max. 0 - 25°

Die Firstrichtung wird nicht festgesetzt..

Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 86 Abs. 1 Nr. 1 BauO NRW)

Dachmaterialien

Dachmaterialien im GE I-IV sind abgestimmt auf die Materialien des angrenzenden ehern.

Kesselhauses der Seidenweberei Schniewind:

Dächer- von Haupt- und Nebengebäuden- sind mit grau bis anthrazitfarbenen nicht glänzenden

Materialien einzudecken. Dachbegrünung ist zulässig.

Außenwandmaterialien

Die Außenwandmaterialien im GE I-II sollen dem ehem. Kesselhaus der Seidenweberei Schniewind

dienen und sich der Fassadengestaltung unterordnen: Die westlichen, östlichen und nördlichen

Außenwände entlang der Baulinie bis zu einer Gebäudetiefe von 20 bzw. 12 Metern sind in Material

und Farbe einheitlich zu gestalten und ausschließlich in gedeckten dunkeln Farbtönen aus folgenden

Materialien zulässig

· Holz

· Glas

· Beton

· HPL

· grauer bzw. beiger Klinker mit gleicher Fugenfarbe aus ortsüblichem Ziegelsichtmauerwerk

aus unglasiertem und unbossiertem Material

Sandwichpaneele sind in diesem Bereich generell ausgeschlossen.

Allgemein gilt für die Gestaltung von Gebäudefassaden im GE-Gebiet: Die Verwendung von

leuchtenden (grellen) oder fluoreszierenden Farbtönen ist unzulässig. Glaselemente zur

Fassadengestaltung sind zulässig. Elemente zur Sonnenenergienutzung (z.B. Solar- oder

Photovoltaikelemente) sind zulässig.

Einfriedungen (§ 86 (1) Nr. 5 BauONRW)

Im Bereich zwischen Baulinie und Straßenbegrenzungslinie im GE I sind als Einfriedungen

standortheimische Heckenstrukturen (z.B. Rot- / Hainbuchen) mit einer maximalen Höhe von 1,00 m

anzulegen. Sonstige Bepflanzungen sind einheitlich mit

· Gräsern

· standortheimische Heckenstrukturen,

· Kleinsträucher (Strauchrosen, Lavendel)

zu gestalten. Steingärten bzw. Kiesflächen sind nicht zulässig.

Werbeanlagen

Anlagen der Außenwerbung (Werbeanlage), Warenautomaten und Schaukästen sind geeignet, einzeln

wie auch im Zusammenwirken mit gleichartigen Anlagen, das Orts- und Straßenbild erheblich zu

beeinträchtigen. Aus diesem Grund soll die Zulässigkeit entsprechender Anlagen eingeschränkt werden.

Anlagen der Außenwerbung, im Folgenden als Werbeanlagen bezeichnet, sind im Bauplanungsrecht

nicht definiert. Hilfsweise wird daher auf die Definition in § 13 (1) Bauordnung NRW zurückgegriffen.

Danach sind Werbeanlagen alle ortsfesten Einrichtungen, die der Ankündigung oder Anpreisung oder als

Hinweis auf Gewerbe oder Beruf dienen und vom öffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar sind. Hierzu

zählen insbesondere Schilder, Beschriftungen, Bemalungen, Lichtwerbungen, Schaukästen sowie für

Zettel- und Bogen Anschläge oder Lichtwerbung bestimmte Säulen, Tafeln und Flächen.

Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig, das heißt Fremdwerbeanlagen sind nicht

zulässig. Hiervon ausgenommen sind Plakatwerbungen an eigens dafür bestimmten und genehmigten

Werbeträgern im öffentlichen Raum.

Werbeanlagen sind nur als am Gebäude angebrachte Flachwerbeanlagen oder Ausleger zulässig.

Freistehende Werbeanlagen sind nur in Form von Pylonen in der Größe von 1 Meter x 2,50 Metern (B x

H) pro Betriebsgrundstück einmal zulässig. Pylone mit Lichtwerbung in Form von Lauf-, Wechsel- oder

Blinklichtern sind aufgrund der Nähe zur Bundesstraße 70 unzulässig.

Je Nutzungseinheit sind an der zum öffentlichen Raum orientierten Fassadenseite eine Flachwerbeanlage

und eine Ausleger- Werbung zulässig. Werden an einer Fassade mehrere Werbeanlagen

unterschiedlicher Nutzungseinheiten angebracht, z.B. in Form von Sammelanlagen, ist ihre äußere

Gestaltung insbesondere nach Form, Maßstab, Werkstoff und Farbe, aufeinander abzustimmen.

Werbeanlagen dürfen prägnante Gebäudeteile nicht verdecken oder beeinträchtigen.

Insbesondere sind Werbeanlagen unzulässig an:

· die Gebäudeflucht überschreitenden Bauteilen.

· Gesimsen, Fenstergewändern, Arkaden, Stützen, Vordächern, Kragplatten und Markisen.

Werbe- und Schaufensteranlagen im Bereich von 20 bis 40 m zur Bundesstraße bedürfen grundsätzlich

der gesonderten Zustimmung gemäß § 9 FStrG der Straßenbauverwaltung.

Für Flachwerbeanlagen gilt:

Flachwerbeanlagen sind horizontal und parallel zur Fassade anzubringen.

Vertikale und schräge Anordnungen sind unzulässig.

Flachwerbeanlagen müssen zwischen Oberkante Schaufenster Erdgeschoss und Unterkante der

Fensterbrüstung des ersten Obergeschosses angebracht werden. Dabei ist zwischen der Oberkante der

Werbeanlage und der Unterkante der Fensterlaibung im Obergeschoss sowie zwischen der Oberkante

der Schaufensterlaibung und der Unterkante der Werbeanlage ein Mindestabstand von 0,2 m einzuhalten.

Dieser Mindestabstand ist auch zu Gesimsbänder zu waren.

Zu Gebäudeecken, Vorsprüngen und Nachbar Gebäuden ist ein Mindestabstand von 0,75 m einzuhalten.

Dieses Maß kann bei schmalen Randpfeilern unterschritten werden, wenn die Werbung bündig mit dem

Schaufenster abschließt.

Die Höhe der Werbeanlagen ist auf maximal 0,5 begrenzt. Für einzelne Buchstaben oder Symbole

können Ausnahmen von der Höhenbegrenzung zugelassen werden. Die Länge der Werbeanlage ist auf

50% der Fassadenlänge, höchstens jedoch auf sechs Meter begrenzt. Werden mehrere Werbeanlagen

an einer Fassade angebracht, gilt dies für deren Gesamtlänge. Flachwerbeanlagen sind als angestrahlte,

hinterleuchtete und leuchtende Werbeschriften als Einzelbuchstaben oder als Schriftzüge, die direkt ohne

Grundplatte auf der Fassade angebracht werden, zulässig.

Ausnahmsweise zugelassen werden können Grundplatten, wenn sie aus durchsichtigen Materialien

hergestellt sind. Leuchtkästen sind unzulässig. Flachwerbeanlagen bis zu einer Größe von 0,25 m², die

als Hinweis auf Beruf oder Gewerbe dienen, dürfen innerhalb der gesamten Erdgeschossfassade

angebracht werden.

Für Ausleger gilt:

· Ausleger sind im rechten Winkel zur Fassade anzubringen

· Ausleger an Gebäudekanten sind nicht zulässig

· Ausleger dürfen bei Gebäuden bis zur Höhe der Traufkante angebracht werden

· Ausleger dürfen bis zu einem Meter vor die Gebäudefront ragen

Die Transparent- bzw. Schildgröße darf 0,8 m² nicht überschreiten. Die lichte Durchgangshöhe von 2,50

Meter ist einzuhalten. Sich bewegende Ausleger sind unzulässig. Ausleger dürfen mit Einzelbuchstaben,

Schriftzügen und/ oder Symbolen mit beziehungsweise ohne Grundplatte ausgeführt werden.

Leuchtkästen sind unzulässig. Schaufenster und Türflächen dürfen nicht mit Werbung geklebt werden.

Andere Beklebungen sind auf die Werbeflächen anzurechnen. Lichtwerbung in Form von Lauf-, Wechsel-

oder Blinklichtern sind unzulässig.

Die Vorschriften über die äußere Gestaltung sowie Art, Größe und Anbringungsort von Werbeanlagen,

Warenautomaten und Schaukästen sind auf der Grundlage des § 9 Absatz 4 Baugesetzbuch und § 89

Absatz 1 Bauordnung NRW als Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen. Der Rat der

Gemeinde Heek hätte den Bebauungsplan auch als Satzung beschlossen, wenn die Festsetzungen zu

den Werbeanlagen nicht Teil des Bebauungsplanes wären.

„Anlagen der Außenwerbung, die den Verkehrsteilnehmer auf der B 70 ansprechen, obliegen den

anbaurechtlichen

Vorschriften des FStrG und bedürfen der Genehmigung der Straßenbaubehörde. Innerhalb eines

Abstandes von bis zu 20 m vom äußeren befestigten Fahrbahnrand der B 70 sind bauliche Anlagen und

Anlagen zur Außenwerbung gem. § 9 FStrG unzulässig. Werbeanlagen bedürfen innerhalb eines

Abstandes von bis zu 40 m vom äußeren befestigten Fahrbahnrand der B 70 der gesonderten

Zustimmung des Straßenbaulastträges gem. § 9 Abs. 6 FStrG.“

Sonstige Bindungen und Bepflanzungen

    

Die im östlichen Plangebiet befindl. Eiche ist nach den Festsetzungen des Bebauungsplans zu erhalten

und ordnungsmäß zu unterhalten. Im Sinne des Klimaschutzes bzw. der Klimaanpassung wird

festgesetzt, dass pro 1.000m² Grundstücksfläche ein großkroniger Laubbaum zu pflanzen ist. Die

Bäume einschließlich ihres Wurzel-/Kronentraufbereichs sind zu schützen und dürfen auch z. B. bei

Bauarbeiten (Baustellenzufahrten), Leitungsverlegungen und Grundwasserabsenkungen nicht

beschädigt oder beeinträchtigt werden.

Bei Verlust oder Abgang eines Gehölzes ist dieses nachzupflanzen.

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten

    

Das festgesetzte Zu- und Abfahrtsverbot entlang der Kreisstraße und der B70 gilt für Kraftfahrtzeuge

aller Art.

Gemäß § 1 Abs. 4 Bau NVO wird der Bebauungsplan nach der Eigenschaft

der Betriebe und Anlagen gegliedert. Es gilt der Abstandserlass NRW. Die Abstandsliste 2007 ist

Bestandteil des Bebauungsplans (Anlage 2). Im GE I-, GE II-, GE III- und GE IV-Gebiet,innerhalb des

in der Planzeichnung gekennzeichneten 200 Meter-Radius sind Betriebe und Anlagen der

Abstandklassen I bis VI sowie Betriebe und Anlagen mit vergleichbarem Emissionsverhalten

unzulässig.

  Im GE I-, GE II-, GE III- und GE IV-Gebiet,außerhalb des in der Planzeichnung gekennzeichneten

  200 Meter-Radius sind Betriebe und Anlagen der Abstandklassen I bis V sowie Betriebe und

  Anlagen mit vergleichbarem Emissionsverhalten unzulässig.

Nach § 31 Abs. 1 BauGB sind Betriebe und Anlagen der nächst niedrigen Abstandsklasse (höheres

Abstandserfordernis) sowie Betriebe und Anlagen mit vergleichbarem Emissionsverhalten

ausnahmsweise zulässig, wenn diese in ihrem Emissionsverhalten - z. B. durch besondere

technische Maßnahmen oder Betriebsbeschränkungen - den zulässigen Betrieben und Anlagen

nachweislich entsprechen.

Die Ansiedlung von Störfallbetrieben im Sinne von § 3 Abs. 5a BImSchG und Anlagen, die einen

solchen Betriebsbereich bilden, ist im Plangebiet nicht vorgesehen. Der Bebauungsplan schließt die

genannten Anlagen zum Schutz der angrenzenden Ortslage aus.

Art der baulichen Nutzung

(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und §§ 1 bis 11 BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung

(§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und §§ 16 bis 21a BauNVO)

Festsetzungen (§ 9 (1), (1a), (2), (3), (4) und (7) BauGB)

z.B.

0,4 Grundflächenzahl (als Höchstmaß)

PLANZEICHENERKLÄRUNG

Bauweise (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO)

Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen

abweichende Bauweise

(als Höchstmaß)Oberkante Gebäude

Höhe baulicher Anlagen

Baugrenze

a

(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)

OKG

GE Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)

Baulinie

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 (4) BauGB und §86 (4) BauO NW))

Flachdach

FD

Verkehrsflächen (§ 9 (1) Nr. 11 und (6) BauGB)

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt s. Text Nr. 17

Elektrizität

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung

und Abwasserbeseitung sowie für Ablagerungen; Anlagen,

Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, die dem

Klimawandel entgegenwirken

(§ 5 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b, Nummer 4 und Absatz

4, § 9 Absatz 1 Nummer 12, 14 und Absatz 6 BauGB)

Pultdach

PD

Straßenverkehrsflächen

Sonstige Planzeichen

Abgrenzung der Geltungsbereiche der rechtswirksamen Bebauungspläne

z.B.
57

Flur 56

Flurstücksgrenze

Flurnummer

geplante Grundstücksgrenzen

Flurstücksnummer

Sonstige Darstellungen

Abgrenzung unterschiedlicher baulicher Nutzungen

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind

s. Text Nr. 6

Anpflanzungen, Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen

Bepflanzungen und Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr.25 und Abs. 6 BauGB)

Bäume

Von der Bebauung freizuhaltende Grundstücksflächen und ihre

Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr. 24 BauGB)

Abgrenzung der Art der Betriebe und Anlagen gem. § 1 Abs. 4 BauNVO

in Verbindung mit der textlichen Festsetzung zum Bebauungsplan

200

200
z.B.

Abstand in Metern zum nächsten Wohngebiet

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der Änderung gem. § 9 (7) BauGB

Wenn in den Planfestsetzungen Normen, Regelwerke inkl. dem Leitfaden Empfehlung für

Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürftigen

Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung – Umsetzung § 50 BImSchG der Kommission für

Anlagensicherheit (Fassung November 2010 inkl. Korrekturen) und Heeker Sortimentsliste

genannt sind, sind diese während der Öffnungszeiten oder nach vorheriger Terminabsprache bei

der Gemeinde Heek einsehbar.

Abstandsliste 2007 (Auszug):

Anlage 1 zum RdErl v. 6.6.2007

    
Abstands-

klasse

    

Abstand

in m   

 

Lfd.

Nr.

 

Hinweis auf

Nummer

(Spalte) der

4. BImSchV

 

Anlagen-/Betriebsart

 

Abstands-

klasse

    

Abstand

in m   

 

Lfd.

Nr.

 

Hinweis auf

Nummer

(Spalte) der

4. BImSchV

 

Anlagen-/Betriebsart

 

VI  

  

200

2.9 (2)

161

Anlagen zum Säurepolieren oder Mattätzen von Glas oder Glaswaren

unter Verwendung von Flusssäure

2.10 (2)

162

Anlagen zum Brennen keramischer Erzeugnisse, soweit der Rauminhalt

der Brennanlage 4 m³ oder mehr oder die Besatzdichte mehr als 100 kg/m³

und weniger als 300 kg /m³ Rauminhalt der Brennanlage beträgt,

ausgenommen elektrisch beheizte Brennöfen, die diskontinuierlich und

ohne Abluftführung betrieben werden

3.4 (2)

163

Anlagen zum Schmelzen, zum Legieren oder zur Raffination von

Nichteisenmetallen mit einer Schmelzleistung von 0,5 Tonnen bis weniger

als 4 Tonnen je Tag bei Blei und Cadmium oder von 2 Tonnen bis weniger

als 20 Tonnen je Tag bei sonstigen Nichteisenmetallen (auch soweit durch

besondere Wahl emissionsarmer Schmelzaggregate nicht

genehmigungsbedürftig) (s. auch lfd. Nr. 93 und 203)

3.8 (2)

164

Gießereien für Nichteisenmetalle soweit 0,5 Tonnen bis weniger als 4

Tonnen je Tag bei Blei und Cadmium oder von 2 Tonnen bis weniger als

20 Tonnen je Tag bei sonstigen Nichteisenmetallen abgegossen werden

3.10 (1+2)

165

Anlagen zur Oberflächenbehandlung von Metallen oder Kunststoffen durch

ein elektrolytisches oder chemisches Verfahren zur

Oberflächenbehandlung von Metalle durch Beizen oder Brennen unter

Verwendung von Fluss- oder Salpetersäure (#)

5.7 (2)

a) und b)

166

Anlagen zur Verarbeitung von flüssigen ungesättigten Polyesterharzen mit

Styrol-Zusatz oder flüssigen Epoxidharzen mit Aminen zu Formmassen,

Formteilen oder Fertigerzeugnissen, soweit keine geschlossenen

Werkzeuge (Formen) verwendet werden, für einen Harzverbrauch von 500

kg oder mehr je Woche, z. B. Bootsbau, Fahrzeugbau oder Behälterbau

5.10 (2)

167

Anlagen zur Herstellung von künstlichen Schleifscheiben, -körpern,

-papieren oder -geweben unter Verwendung organischer Binde- oder

Lösungsmittel

7.33 (2)

174 Anlagen zum Befeuchten von Tabak unter Zuführung von Wärme, oder

Aromatisiere oder Trocknen von fermentiertem Tabak

7.33 (2)

175 Verbrennungsmotoranlagen für den Einsatz von Altöl oder Deponiegas

mit einer Feuerungswärmeleistung von 1 Megawatt oder mehr

7.33 (2)
176 Geschlossene Anlagen zur zeitweiligen Lagerung von Abfällen, mit

einer Aufnahmekapazität von 10 Tonnen oder mehr je Tag oder einer

Gesamtlagerkapazit von 100 Tonnen oder mehr

8.12 (1+2)

a) und b)

177 Geschlossene Anlagen zur zeitweiligen Lagerung von Schlämmen mit

einer Aufnahmekapazität von 10 Tonnen oder mehr je Tag oder einer

Gesamtlagerkapazit von 150 Tonnen oder mehr

8.14 (1+2)

a) und b)

178 Geschlossene Anlagen zum Lagern von Abfällen, soweit in diesen

Anlagen Abfällevor deren Beseitigung oder Verwertung jeweils über

einen Zeitraum von mehr als einem Jahr gelagert werden

10.8 (2)179 Anlagen zur Herstellung von Bautenschutz-, Reinigungs- oder

Holzschutzmitteln sowie von Klebemitteln ausgenommen Anlagen, in

denen diese Mittel ausschließlich unter Verwendung von Wasser als

Verdünnungsmittel hergestellt werden, auch sowie nicht

genehmigungsbedürftig

10.10 (1)180 Anlagen zur Herstellung von Bautenschutz-, Reinigungs- oder

Holzschutzmitteln sowie von Klebemitteln ausgenommen Anlagen, in

denen diese Mittel ausschließlich unter Verwendung von Wasser als

Verdünnungsmittel hergestellt werden, auch sowie nicht

genehmigungsbedürftig

--181 Anlagen zur Herstellung von Bolzen, Nägeln, Nieten, Muttern, Schrauben,

Kugeln, Nadeln oder ähnlichen metallischen Normteilen durch

Druckumformen auf Automate sowie Automatendrehereien (*)

--182 Anlagen zur Herstellung von kaltgefertigten nahtlosen oder geschweißten

Rohren aus Stahl (*)

--183 Anlagen zum automatischen Sortieren, Reinigen, Abfüllen oder Verpacken

von Flaschen aus Glas mit einer Leistung von 2500 Flaschen oder mehr je

Stunde (*)

--184 Maschinenfabriken oder Härtereien

--185 Pressereien oder Stanzereien (*)

--186 Schrottplätze bis weniger als 1.000 m² Gesamtlagerfläche

--187 Anlagen zur Herstellung von Kabeln

--188 Anlagen zur Herstellung von Möbeln, Kisten und Paletten aus Holz und

sonstigen Holzwaren

--189 Zimmereien (*)

--190 Lackierereien mit einem Lösungsmitteldurchsatz bis weniger als 25 kg/h

(z.B. Lohnlackierereien)

--191 Fleischzerlegebetriebe ohne Verarbeitung

--192 Anlagen zum Trocknen von Getreide oder Tabak unter Einsatz von

Gebläsen (*)

--193 Mühlen für Nahrungs- oder Futtermittel mit einer Produktionsleistung von

100 Tonnen bis weniger als 300 Tonnen Fertigerzeugnissen je Tag als

Vierteljahresdurchschnittswert (s. auch lfd. Nr. 65)

--194 Brotfabriken oder Fabriken zur Herstellung von Dauerbackwaren

--195 Milchverwertungsanlagen ohne Trockenmilcherzeugung

--196 Autobusunternehmen, auch des öffentlichen Personennahverkehrs (*)

--197 Anlagen zum Be- oder Entladen von Schüttgütern bei

Getreideannahmestellen, sow weniger als 400 t Schüttgüter je Tag bewegt

werden können

--198 Anlagen zur Herstellung von Anstrich- oder Beschichtungsstoffen

(Lasuren, Firnis, Lacke, Dispersionsfarben) oder Druckfarben unter

Einsatz von bis zu 25 t je Tag an flüchtigen organischen Verbindungen

--199 Kart-Anlagen sowie Modellsportanlagen in geschlossenen Hallen

VII

 

100
7.12 (1)200 Kleintierkrematorien (s. auch lfd. Nr. 19)

8.1 (2) b)201 Verbrennungsmotoranlagen für den Einsatz von Altöl oder Deponiegas mit

einer Feuerungswärmeleistung bis weniger als 1 Megawatt

8.9 (2) c)202 Anlagen zur Behandlung von Altautos mit einer Durchsatzleistung von 5

Altautos oder mehr je Woche

--203 Anlagen zum Schmelzen, zum Legieren oder zur Raffination von

Nichteisenmetallen (s. auch lfd. Nrn. 93 und 163)

--204 Betriebe zur Herstellung von Fertiggerichten (Kantinendienste,

Catering-Betriebe)

--205 Schlossereien, Drehereien, Schweißereien oder Schleifereien

--206 Anlagen zur Herstellung von Kunststoffteilen ohne Verwendung von

Phenolharzen

--207 Autolackierereien, einschl. Karosseriebau, insbesondere zur Beseitigung

von Unfallschäden

--208 Tischlereien oder Schreinereien

--209 Holzpelletieranlagen/-werke in geschlossenen Hallen

--210 Steinsägereien, -schleifereien oder -polierereien

--211 Tapetenfabriken, die nicht durch lfd. Nrn. 108 und 109 erfasst werden

--212 Fabriken zur Herstellung von Lederwaren, Koffern oder Taschen sowie

Handschuhmachereien oder Schuhfabriken

--213 Anlagen zur Herstellung von Reißspinnstoffen, Industriewatte oder

Putzwolle

--214 Spinnereien oder Webereien

--215 Kleiderfabriken oder Anlagen zur Herstellung von Textilien

--216 Großwäschereien oder große chemische Reinigungsanlagen

--217 Betriebe des Elektrogerätebaus sowie der sonstigen elektronischen oder

feinmechanischen Industrie

--218 Bauhöfe

--219 Anlagen zur Kraftfahrzeugüberwachung

--220 Kraftfahrzeug-Reparaturwerkstätten

--221 Anlagen zur Runderneuerung von Reifen soweit weniger als 50 kg je

Stunde Kautschuk eingesetzt werden (s. auch lfd. Nr. 138)

5.11 (2)

168

Anlagen zur Herstellung von Polyurethanformteilen, Bauteilen unter

Verwendung von Polyurethan, Polyurethanblöcken in Kastenformen oder

zum Ausschäumen von Hohlräumen mit Polyurethan, soweit die Menge

der Ausgangsstoffe 200 kg oder mehr je Stunde beträgt

169

Anlagen zum Räuchern von Fleisch- oder Fischwaren mit einer

Produktionsleistung von weniger als 75 Tonnen geräucherten Waren je

Tag, ausgenommen

· Anlagen in Gaststätten

· Räuchereien mit einer Räucherleistung von weniger als 1 Tonne

Fleisch- oder Fischwaren je Woche und

· Anlagen, bei denen mindestens 90 % der Abgase

konstruktionsbedingt der Anlage wieder zugeführt werden

170 Anlagen zum Trocknen von Braumalz (Malzdarren) mit einer

Produktionsleistung von weniger als 300 Tonnen Darrmalz je Tag als

Vierteljahresdurchschnittswert

171 Brauereien mit einem Ausstoß von 200 Hektoliter Bier oder mehr je Tag

als Vierteljahresdurchschnittswert und (Melasse-) Brennereien

172 Anlagen zur Herstellung von Speisewürzen aus tierischen oder

pflanzlichen Stoffen unter Verwendung von Säuren

173 Anlagen zur Behandlung oder Verarbeitung von Milch sowie Anlagen

mit Sprühtrocknern zum Trocknen von Milch, Erzeugnissen aus Milch

oder von Milchbestandteilen, soweit 5 Tonnen Milch oder mehr je Tag

als Jahresdurchschnittswert eingesetzt werden

7.5 (2)

7.20 (2)

7.27 (1+2)

7.28 (1+2)

7.32 (1+2)
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21. Juli 2018, in Kraft getreten am 4. August 2018 und am 1. Januar 2019 (GV. NRW. 2018 S. 21);
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Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. S: 926) neu gefasst durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8.
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geändert durch 6. ÄndVO vom 18. Juli 2013 (GV. NRW. S. 493), in Kraft getreten am 27. Juli 2013
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VERFAHRENSÜBERSICHT

Der Rat der Gemeinde Heek hat am ……………………….. gem. § 2 (1) BauGB die Aufstellung

des Bebauungsplanes Nr. 22 „Stroot“ - 2. Änderung beschlossen.

Der Aufstellungsbeschluss wurde am ................. gem. § 2 (1) Satz 2 BauGB ortsüblich bekanntgemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. Nr. 22 „Stroot“ - 2. Änderung hat mit dem Begründungsentwurf und

den nach Einschätzung der Gemeinde Heek wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen

Stellungnahmen gem. § 3 (2) Satz 1 BauGB in der Zeit vom …………………….. bis einschließlich

…………………….zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegen.

Ort und Dauer der Auslegung sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen

verfügbar sind, sind am ……………………. gem. § 3 (2) Satz 2 BauGB ortsüblich bekanntgemacht

worden, mit dem Hinweis darauf, dass Anregungen während dieser Auslegungsfrist vorgebracht

werden können. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben

vom ………………………………… gem. § 4 (2) BauGB beteiligt und gem. § 3 (2) Satz 3 BauGB

von der Auslegung benachrichtigt.

Der Rat der Gemeinde Heek hat am ......... ..... gem. § 3 (2) Satz 4 BauGB die fristgemäß vorgebrachten

Anregungen geprüft und den Bebauungsplan Nr. Nr. 22 „Stroot“ - 2. Änderung in Kenntnis der Begründung

und gem. § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen.

Heek, den …………………

………………………………..

(Franz-Josef Weilinghoff)

Bürgermeister

Der Bebauungsplan Nr. Nr. 22 „Stroot“ - 2. Änderung ist

am .............................. gem. § 10 (3) Satz 4 BauGB rechtskräftig geworden.

Heek, den …………………

………………………………..

(Franz-Josef Weilinghoff)

Bürgermeister

Die Plangrundlage entspricht den Anforderungen des § 1 der Planzeichenverordnung vom 18. Dezember

1990. Katasterstand: März 2020

Heek, den …………………..

gez. Unterschrift

……………………………….

   Öffentl. best. Verm.-Ing.

Beglaubigung

Die Übereinstimmung dieser Abschrift mit der mir vorliegenden Urschrift wird hiermit beglaubigt.

Heek, den.......................

Der Bürgermeister

    Im Auftrag

    ..........................................

   (Unterschrift)

a a a a

Bebauungsplankürzel

B-Plan Nr. 22

5.

7.

8.

9.

10.

14.

D 51,39

S 49,79

gepl. Kanaldeckelhöhe /-sohle in Metern (m) bezogen auf

Normalhöhennull (NHN) entnommen aus der

Kanalplanung vom 27.07.2020 des Ingenieurbüros Martinko

16.

17.

18.

Abgrenzung der Art der Betriebe und Anlagen gem. § 1 Abs. 4 BauNVO

Satteldach

SD

Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen

    

Garagen, Carports, und Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind außerhalb der

überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, soweit sie einen Abstand von 1,00 m zur

Verkehrsfläche einhalten. Hierdurch können nachteilige Einwirkungen auf den Verkehrsraum (Fuß-

und Radverkehr) und die Verkehrssicherheit verhindert werden, ohne dass der Bauherr zu sehr

eingeschränkt wird.

Stellplätze werden im GE I zwischen Baulinie und Straßenbegrenzungslinie gesondert unter Text Nr.

12 und 13 festgesetzt. Im restlichen GE I-Gebiet und im GE II- IV sind Stellplätze grundsätzlich

zulässig.

15.

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Gehweg

G

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und

sonstigen Bepflanzungen

Erhaltung:

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die

Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Natur- und landschaftsbezogene Festsetzungen (§ 9 (1) Nr. 25 BauGB)

      

Die mit Ziffer 1 festgesetzten Flächen sollen nach den Zielen der Planung von Bebauung freigehalten

und als Repräsentationsbereich angelegt werden Dazu wird ein Mindestanteil von 30% begrünter

Fläche festgesetzt. Die entsprechenden Flächen sind als Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 (1) Nr. 25 Buchstabe a) BauGB) als

zusammenhängende Grünfläche gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten. Zulässig sind

Rasenflächen, Gräser, Kleinsträucher. Standortheimische Heckenstrukturen (Rotbuchen) sind in

einer Höhe von max. 1 Meter entlang der Grundstücksgrenze anzupflanzen. Das Anlegen von

Stellplätzen und Zufahrten ist zulässig.

12.

13.

Repräsentationsgrün / Eingangsbereich (1)

öffentliche Grünfläche / Sammelstellplatz (2)

  Die mit Ziffer 2 gekennzeichnete Fläche ist nach den Zielen der Planung von Bebauung freigehalten

und als Grünfläche anzulegen. Aufgrund der vorhandenen Leitungstrassen und des geplanten

Sammelstellplatzes, wird ein Mindestanteil von 30% begrünter Fläche festgesetzt. Die

entsprechenden Flächen sind als Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen

Bepflanzungen (§ 9 (1) Nr. 25 Buchstabe a) BauGB als zusammenhängende Grünfläche gärtnerisch

anzulegen und zu unterhalten. Zulässig sind Rasenflächen, Gräser, Kleinsträucher,

standortheimische Heckenstrukturen (Rotbuchen) und Laubbäume. Im Sinne der Klimaanpassung

sind die Stellplatzflächen einzugrünen.

s. Text Nr. 12

1

s. Text Nr. 13

2

Etwaige Beleuchtungsanlagen (z.B. Erschließungsanlagen, Parkplätze, Ausstellungs- und

Lagerflächen) sind aus Gründen der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs so zu beleuchten und

durch ausreichend hohe und dichte Einfriedigung, Bepflanzung zum Schutze der Verkehrsteilnehmer

abzuschirmen, dass der übergeordnete Verkehr weder geblendet noch abgelenkt wird. Durch eine

wirksame Bepflanzung oder einer Aufwallung in einer Mindesthöhe von 0,50 m ist es sicherzustellen,

dass eine ausreichende Abschirmung der ausgewiesenen Parkplatzfläche zur B 70 gewährleistet ist.“

Beleuchtung

11.

öffentliche Parkfläche

Umgrenzung von Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr.10 und Abs. 6 BauGB)

Zwischen Grenze des Änderungsbereiches und Baugrenze sind Nebenanlagen, Befestigungen und

Leitungsverlegungen, die zu einer Beeinträchtigung des geschützten Baumbestandes führen können; nicht

zulässig.

6.

Roteintragung: Eintragungen nach der öffentlichen Auslegung ohne erneutes Beteiligungsverfahren
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